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Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 
. 


(Nr. 263.) Geſetz, Maaßregeln gegen die Rinderpeſt betreffend. Vom 7. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmun 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 5 5 


9. a 
Wenn die Rinderpeſt (Löſerdürre) in einem Bundesſtaate oder in einem 
an das Gebiet des Norddeutſchen Bundes angrenzenden oder mit demſelben im 
direkten Verkehre ſtehenden Lande ausbricht, fo find die zuſtändigen Verwaltungs 
behörden der betreffenden Bundesſtaaten verpflichtet und ermächtigt, alle Maaß⸗ 
regeln zu ergreifen, welche geeignet ſind, die . und beziehentlich die 
Weiterverbreitung der Seuche zu verhüten und die im Lande ſelbſt ausgebrochene 
Seuche zu unterdrücken. 8 2 
Die Maaßregeln, auf welche ſich die im $. 1. ausgeſprochene Verpflichtung 
und Ermächtigung je nach den Umſtänden zu erſtrecken hat, ſind folgende: 

1) Beſchränkungen und Verbote der Einfuhr, des Transports und des 
en in Bezug auf lebendes oder todtes Rindvieh, Schaafe und 

iegen, Häute, Haare und ſonſtige thieriſche Rohſtoffe in friſchem oder 
trockenem Zuſtande, Rauchfutter, Streumaterialien, Lumpen, gebrauchte 
Kleider, Geſchirre und Stallgeräthe; endlich Einführung einer Rindvieh- 
kontrole im Grenzbezirke; 

2) Abſperrung einzelner Gehöfte, Ortstheile, Orte, Bezirke, gegen den Ver⸗ 

kehr mit der Umgebung; 

3) Tödtung ſelbſt geſunder Thiere und Vernichtung von giftfangenden 

aachen, ingleichen, wenn die Desinfektion nicht als ausreichend 7 
Uma von Transportmitteln, Geräthſchaften und dergl. im erforderlichen 
gange, 

4) Desinfrinung der Gebäude, Transportmittel und ſonſtigen Gegen⸗ 
ſtände, ſowie der Perſonen, welche mit ſeuchekranken oder verdächtigen 
Thieren in Berührung gekommen find; 
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5) Enteignung des Grund und Bodens für die zum Verſcharren getödteter 
Thiere und giftfangender Dinge nöthigen Gruben. 
er 

Für die auf Anordnung der Behörde getödteten Thiere, vernichteten Sachen 
und enteigneten Plätze, ſowie für die nach rechtzeitig erfolgter Anzeige des Be⸗ 
ſitzers gefallenen Thiere wird der durch unparteiiſche Taxatoren feftzuftellende ge⸗ 
meine Werth aus der Bundeskaſſe vergütet. F 

Dieſe Entſchädigung wird jedoch nicht gewährt für ſolches Vieh, welches 
innerhalb zehn Tage nach erfolgter Einfuhr oder nach Eintrieb über die Bun⸗ 
desgrenze an der Seuche fällt. 

$. 4. 

Jeder, der zuverlä Tige Kunde davon erlangt, daß ein Stück Vieh an der 
Rinderpeſt krank oder gefallen iſt oder daß auch nur der Verdacht einer ſolchen 
Krankheit vorliegt, hat ohne Verzug der Ortspolizeibehörde Weiße davon zu 
erſtatten. Die Unterlaſſung ſchleunigſter Anzeige hat für den Viehbeſitzer felbſt, 
welcher ſich dieſelbe zu Schulden kommen läßt, jedenfalls den Verluſt des An⸗ 
ie auf Entſchädigung für die ihm gefallenen oder getödteten Thiere zur 

olge. 
§. 5 


Die Einwohner von der Rinderpeſt betroffener Orte ſind verpflichtet, die 
Behörden bei Ausführung der polizeilichen Maaßregeln entweder ſelbſt oder durch 
geeignete Perſonen zu unterſtützen. 

$. 6. 

Die Eiſenbahnverwaltungen ſind verpflichtet, ſo lange noch eine Gefahr 
der Einſchleppung der Rinderpeſt von irgend einer Seite her droht oder die Seuche 
im Bundesgebiete an irgend einem Orte herrſcht, diejenigen Eiſenbahnwagen, 
welche zum Transporte von Rindvieh oder auch, ſobald die Wagen ſolche nd, 
welche ſcch zum Rindviehtransporte eignen, von anderem Vieh gedient haben, nach 
jedesmaligem Gebrauch zu desinfiziren. Dieſe Verpflichtung liegt derjenigen Ver⸗ 
waltung ob, auf deren Strecke das Ausladen, beziehentlich im Tranſit die Ueber⸗ 
ſchreitung der Bundesgebietsgrenze beim Wiederausgange ſtattgefunden hat. Die 
Eiſenbahnverwaltungen dürfen dafür von dem Verſender eine Entſchädigung von 
zehn Silbergroſchen für den Wagen erheben. 


8 
Die näheren Beſtimmungen über die Ausführung der vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften und deren Ueberwachung durch die geeigneten Organe, über die Be⸗ 
ſtreitung der entſtehenden Koſten und die Beſtrafung der Zuwiderhandlungen ſind 
von den Einzelſtaaten zu treffen. Es iſt jedoch von den deshalb erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen dem Bundespräſidium Mittheilung zu machen. 


$. 8. 
Vom Bundespräſidium wird eine allgemeine Inſtruktion erlaſſen, welche 
über die Anwendung der im $. 2. unter Nr. 1. bis 4. aufgeführten Maaßregeln 
nä⸗ 
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nähere Anweiſung giebt und den nach $. 7. von den Einzelſtaaten zu treffenden 
Beſtimmungen zur Grundlage dient. 


. 9 
Sobald die Regierung eines Bundesſtaates in die Lage kommt, ein Ein⸗ 
fuhrverbot zu erlaſſen, zu verändern oder aufzuheben, hat dieſelbe dem Bundes⸗ 
präſidium und den Regierungen der benachbarten Bundesſtaaten davon Mit⸗ 
theilung zu machen. 


f 8 40 
Einfuhrbeſchränkungen zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten find erſt dann 
zuläſſig, wenn die Rinderpeſt innerhalb eines Bundesſtaates ausbricht. 


e K. 11. 

Bricht die Rinderpeſt in einem Bundesſtaate aus, ſo iſt dem Bundes⸗ 
präfidium hiervon, ſowie von den ergriffenen Maaßregeln Anzeige zu machen, 
daſſelbe auch von dem weiteren Gange der Seuche in Kenntniß zu erhalten. 

$. 12. 

Dem Bundeskanzler liegt ob, die Ausführung dieſes Geſetzes und der 
auf Grund deſſelben erlaſſenen Anordnungen zu überwachen. Erforderlichen 
Falls wird der Bundeskanzler ſelbſtſtändig Anordnungen treffen, oder einen 
Bundeskommiſſar beſtellen, welcher die Behörden des betheiligten Einzelſtaates 
unmittelbar mit Anweiſung zu verſehen hat. Tritt die Seuche in einer ſolchen 
Gegend des Bundesgebietes oder in ſolcher Ausdehnung auf, daß von den zu 
ergreifenden Maaßregeln nothwendig die Gebiete mehrerer Bundesſtaaten betroffen 
werden müſſen, ſo hat der Bundeskommiſſar für 1 und Erhaltung der 
Einheit in den Seitens der Landesbehörden zu treffenden oder getroffenen Maaß. 
regeln zu ſorgen und deshalb das Erforderliche anzuordnen. 


$. 13. 
„Die Behörden der verſchiedenen Bundesſtaaten ſind verpflichtet, ſich bei 
e der Maaßregeln gegen die Rinderpeſt auf Anſuchen gegenſeitig zu 
nterſtützen. 


$. 14. 

Zur Durchführung der Abſperrungsmaaßregeln iſt militairiſche Hülfe zu 
requiriren. Die Rommendobehenden haben den desfallſigen Requiſitionen der 
ompetenten Verwaltungsbehörden im erforderlichen Umfange zu entſprechen. 

5 Sämmtliche Mehrkoſten, welche durch die geleiſtete militairiſche Hülfe gegen 
die reglementsmäßigen Koſten des Unterhalts der requirirten Truppen in der 
e fallen der Bundeskaſſe zur Laſt. 

undlich unter rer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Buntes Jene) unter Unferer Göchfeigenfänbigen Untefhit und beg 


Gegeben Berlin, den 7. April 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


(Nr. 264.) 
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(Nr. 264.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 
den Königlich Preußiſchen Legationsrath Guido v. Grabow 


zum Generalkonſul des Norddeutſchen Bundes für die Republik Venezuela zu 
ernennen geruht. 

Derſelbe iſt zugleich als Geſchäftsträger des Norddeutſchen Bundes bei der 
Regierung der genannten Republik beglaubigt worden und hat ſein Beglaubigungs⸗ 
ſchreiben in dieſer Eigenſchaft am 15. Februar d. J. übergeben. 


(Nr. 265.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 


den Kaufmann Theodor Schultz zu Zanzibar 
zum Konſul des Norddeutſchen Bundes daſelbſt zu ernennen geruht. 


(Nr. 266.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 


den Kaufmann Adolph Seinecke zu Cincinnati 
zum Konſul des Norddeutſchen Bundes daſelbſt zu ernennen geruht. 


(Nr. 267.) Seine Majeſtät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes den Geſchäftsträger des Norddeutſchen Bundes bei 
der Regierung der Republik Chili, Leven hagen, zugleich zum Generalkonſul des 
Norddeutſchen Bundes für die genannte Republik zu ernennen geruht. 


(Nr. 268.) Seine Majeftät der König von Preußen haben im Namen 
des Norddeutſchen Bundes 


den Kaufmann Bernhard Eckelmann zu Ponce (Portoriko) 
zum Vizekonſul des Norddeutſchen Bundes daſelbſt zu ernennen geruht. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(K. v. Decker). 


